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5 5 9 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Italienischen Republik über die Ergänzung
des Europäischen Auslieferungsübereinkommens und die Erleichterung seiner
Anwendung
(NR: GP XIII RV 692 AB 925 S. 83. BR: AB 1020 S. 325.)

Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen Art. IX Abs. 1, 4, 5 und 6 sowie XII

Abs. 4 verfassungsändernd sind, wird genehmigt.

VERTRAG
zwischen der Republik Österreich und der
Italienischen Republik über die Ergänzung
des Europäischen Auslieferungsübereinkom-
mens vom 13. Dezember 1957 *) und die

Erleichterung seiner Anwendung

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

der Präsident der Italienischen Republik,

in dem Wunsch, das Europäische Auslieferungs-
übereinkommen vom 13. Dezember 1957 — im
folgenden als Übereinkommen bezeichnet — im
Verhältnis zwischen den beiden Staaten zu er-
gänzen und die Anwendung der darin enthalte-
nen Grundsätze zu erleichtern, sind überein-
gekommen, einen Vertrag zu schließen, und
haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmäch-
tigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich

Herrn Dr. Rudolf Kirchschläger,
Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten

Der Präsident der Italienischen Republik
Herrn Senator Giuseppe Medici,
Minister für Auswärtige Angelegenheiten.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten nachstehende Bestimmungen ver-
einbart:

Artikel I

(zu Artikel 2 des Übereinkommens)

(1) Die Auslieferung wird auch gewährt, wenn
noch mehrere Strafen zu vollstrecken sind, von
denen jede weniger als vier Monate beträgt,
deren Summe aber mindestens vier Monate er-
reicht. Diese Bestimmung ist auch auf vor-
beugende Maßnahmen anzuwenden.

(2) Zur Vollstreckung einer Strafe, die auf
Grund eines in Abwesenheit des Beschuldigten
durchgeführten Verfahrens rechtskräftig ver-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 320/1969
8 326
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hängt worden ist, wird nur ausgeliefert, wenn
der Beschuldigte in der Hauptverhandlung durch
einen Verteidiger vertreten war, der die Rechte
des abwesenden Beschuldigten gewahrt hat.

(3) In den Fällen des Artikels 2 Absatz 2 des
Übereinkommens wird die Auslieferung wegen
Handlungen bewilligt, die in beiden Vertrags-
staaten mit gerichtlicher Strafe bedroht sind.

(4) Bei Minderjährigen, die zur Zeit der Tat
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet und
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheits-
gebiet des ersuchten Staates haben, werden die
Justizbehörden des ersuchenden Staates prüfen,
ob die Auslieferung die Entwicklung und Wieder-
eingliederung des Minderjährigen gefährden
würde und daher unterbleiben soll. Gegebenen-
falls werden sich die Justizbehörden der beiden
Vertragsstaaten über die erforderlichen Maß-
nahmen verständigen. Kommt eine Einigung
nicht zustande, so kann der ersuchte Staat die
Auslieferung aus diesem Grund nicht verwei-
gern.

Artikel I!

(zu Artikel 9 des Übereinkommens)

Der ersuchte Staat wird die Auslieferung einer
Person nicht ablehnen, wenn seine Justizbehörden
ausgesprochen haben, daß diese Person nur
wegen fehlender Gerichtsbarkeit nicht verfolgt
werden kann oder nur aus diesem Grund gegen
sie kein Strafverfahren eingeleitet oder ein be-
reits eingeleitetes Strafverfahren eingestellt wor-
den ist.

Artikel III

(zu Artikel 10 des Übereinkommens)

(1) Eine die Verjährung im ersuchenden Staat
unterbrechende richterliche Handlung unterbricht
die Verjährung auch im ersuchten Staat, sofern
eine solche Handlung ihrer Art nach geeignet
ist, die Verjährung auch nach dem Recht des er-
suchten Staates zu unterbrechen.

(2) Eine im ersuchten Staat erlassene Amnestie
steht der Auslieferung nicht entgegen, wenn die
strafbare Handlung der Gerichtsbarkeit dieses
Staates nicht unterliegt.

(3) Die Verpflichtung zur Auslieferung wird
durch das Fehlen eines Strafantrages oder einer
Ermächtigung, die nach dem Recht des ersuchten
Staates erforderlich wären, nicht berührt.

Artikel IV

(zu Artikel 12 Absatz 1 des Übereinkommens)

(1) Das Ersuchen um Auslieferung oder um
Durchlieferung wird unbeschadet der Zulässig-
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keit des diplomatischen Weges für die Republik
Österreich durch den Bundesminister für Justiz,
für die Italienische Republik durch den Minister
für Gnadensachen und Justiz gestellt. Auch der
sonstige Schriftverkehr zwischen den Vertrags-
staaten findet auf diesem Wege statt, soweit das
Übereinkommen oder dieser Vertrag nichts
anderes bestimmen.

(2) Einem Ersuchen um Auslieferung oder
Durchlieferung zur Vollstreckung sind die Un-
terlagen beizufügen, aus denen sich die Voll-
streckbarkeit des Erkenntnisses ergibt.

Artikel V

(zu Artikel 14 des Übereinkommens)

(1) Die bedingte Freilassung einer ausgeliefer-
ten Person ohne eine ihre Bewegungsfreiheit ein-
schränkende Anordnung steht der endgültigen
Freilassung gleich.

(2) Im Sinne des Artikels 14 Absatz 2 des
Übereinkommens sind zum Zweck eines Er-
suchens um Zustimmung nach Artikel 14 Ab-
satz 1 lit. a des Übereinkommens die Verneh-
mung der ausgelieferten Person und ihre Vor-
führung zur Vernehmung zulässig. Die Verneh-
mung muß durch eine Justizbehörde unter Be-
achtung der gesetzlichen Vorschriften erfolgen.
Die ausgelieferte Person muß über die Bedeu-
tung und den Zweck der Vernehmung belehrt
werden.

(3) Die Vollstreckung von vorbeugenden Maß-
nahmen, die auch als Folge nicht auslieferungs-
fähiger strafbarer Handlungen verhängt wurden,
unterliegt nicht den Beschränkungen des Ar-
tikels 14 des Übereinkommens, sofern diese
Maßnahmen allein schon wegen der strafbaren
Handlung angeordnet worden wären, derent-
wegen eine Auslieferung zulässig ist.

(4) Die Absätze 1 bis 3 dieses Artikels und Ar-
tikel 14 des Übereinkommens finden auch auf
Personen Anwendung, die auf Ersuchen eines der
beiden Vertragsstaaten von einem dritten Staat
durch das Hoheitsgebiet des anderen Vertrags-
staates durchgeliefert worden sind.

Artikel VI

(zu Artikel 15 des Übereinkommens)

(1) Einem Ersuchen um Zustimmung zur Wei-
terlieferung an einen dritten Staat sind ein ge-
richtliches Protokoll über die Erklärungen der
ausgelieferten Person und die in Artikel 12 Ab-
satz 2 des Übereinkommens erwähnten Unter-
lagen beizufügen, die dem um Zustimmung er-
suchenden Vertragsstaat zugekommen sind.

(2) Absatz 1 dieses Artikels und Artikel 15
des Übereinkommens finden auch auf Personen
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Anwendung, die auf Ersuchen eines der beiden
Vertragsstaaten von einem dritten Staat durch
das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates
durchgeliefert worden sind.

Artikel VII

(zu Artikel 16 des Übereinkommens)

(1) Ersuchen um vorläufige Verhaftung kön-
nen gestellt werden
— auf österreichischer Seite durch die Gerichte,

die Staatsanwaltschaften sowie den Bundes-
minister für Justiz und den Bundesminister
für Inneres,

— auf italienischer Seite durch den Minister für
Gnadensachen und Justiz oder mit dessen
Ermächtigung durch die Generalprokuratoren
bei den Appellationsgerichtshöfen.

(2) Die Angabe der strafbaren Handlung,
derentwegen um Auslieferung ersucht werden
wird, hat eine kurze Sachverhaltsdarstellung zu
umfassen.

Artikel VIII

(zu Artikel 17 des Übereinkommens)

Ersuchen einer der beiden Vertragsstaaten und
ein dritter Staat zugleich um Auslieferung und
wird dem Ersuchen des dritten Staates der Vor-
zug gegeben, so wird der ersuchte Staat dem
anderen Vertragsstaat zugleich mit der Entschei-
dung über das Auslieferungsersuchen mitteilen,
inwieweit er einer etwaigen Weiterlieferung aus
dem dritten Staat an den anderen Vertrags-
staat zustimmt.

Artikel IX

(zu Artikel 18, 21 und 24 des Übereinkommens)

(1) Die Übergabe von Personen zwischen den
beiden Vertragsstaaten zum Zweck der Aus-
lieferung oder Durchlieferung erfolgt

— auf dem Eisenbahnweg
a) durch die österreichischen an die italieni-

schen Behörden in den Bahnhöfen
Brenner-Brennero und Tarvisio,

b) durch die italienischen an die österreichi-
schen Behörden in den Bahnhöfen Bren-
ner-Brennero und Villach;

— auf dem Straßenweg durch die Behörden des
ersuchten Staates an den Grenzkontrollstel-
len Brenner-Brennero und Thörl-Maglern —
Coccau;

— auf dem Luftweg auf dem vom ersuchten
Staat bezeichneten Flughafen.

(2) Bei der Übergabe auf dem Eisenbahn- oder
Straßenweg erfolgt die Mitteilung über Ort und
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Zeit der Übergabe spätestens 24 Stunden vorher
im Wege der zuständigen Grenzkontrollstellen
der beiden Vertragsstaaten.

(3) Aus den Begleitpapieren müssen der Zweck
der Übergabe und die zuständige Justizbehörde
des ersuchenden Staates hervorgehen.

(4) Die zu übergebende Person wird von den
Organen des ersuchten Staates zum Ort der
Übergabe gebracht.

(5) Zu diesem Zweck können die Organe ihre
Uniform und gegebenenfalls ihre Dienstwaffen
auch im anderen Staat tragen. Sind sie in Zivil-
kleidung, so müssen sie ein sichtbares Dienst-
abzeichen tragen. Von der Waffe dürfen sie nur
im Falle der Notwehr Gebrauch machen.

(6) Die Bestimmungen des vorangehenden Ab-
satzes gelten auch, wenn sich die Organe des
ersuchenden Staates zum Zweck der Übernahme
der zu übergebenden Person an den im er-
suchten Staat gelegenen Ort der Übergabe be-
geben.

(7) Im Falle des Lufttransportes werden sich die
Organe ferner an die für das Tragen von Waffen
an Bord von Luftfahrzeugen bestehenden Vor-
schriften halten. Zu ihrer Identifikation werden
sie einen Dienstausweis und gegebenenfalls ein
Dienstabzeichen tragen. Die Kosten des Luft-
transportes werden vom ersuchenden Staat ge-
tragen.

Artikel X

(zu Artikel 19 des Übereinkommens)

(1) Artikel 19 Absatz 1 des Übereinkommens
wird auch bei der Vollstreckung einer vorbeugen-
den Maßnahme angewendet.

(2) Im Sinne des Artikels 19 Absatz 2 des
Übereinkommens wird eine Person dem ersu-
chenden Staat übergeben, sofern ihre Anwesen-
heit im ersuchten Staat nicht zur Durchführung
bestimmter Prozeßhandlungen in einem dort
anhängigen Strafverfahren erforderlich ist. Die
Person wird nach Durchführung der Prozeß-
handlungen im ersuchenden Staat oder auf Ver-
langen des ersuchten Staates zurückgestellt.

(3) Für die Dauer ihres Aufenthaltes im er-
suchenden Staat wird die übergebene Person in
Haft gehalten. Die Zeit der im ersuchenden
Staat erlittenen Haft wird der Person im er-
suchten Staat angerechnet.

(4) In dem Ersuchen werden die Prozeßhand-
lungen, zu deren Durchführung die Person über-
geben werden soll, ihrer Art nach bezeichnet.
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(5) Jeder Staat trägt die in Anwendung dieses
Artikels auf seinem Hoheitsgebiet entstehenden
Kosten.

Artikel XI

(zu Artikel 20 des Übereinkommens)

(1) Wird die Auslieferung bewilligt, so werden
auch ohne besonderes Ersuchen die Gegenstände,
die in Artikel 20 des Übereinkommens bezeich-
net sind oder als Entgelt für solche Gegenstände
erlangt worden sind, wenn möglich zugleich mit
der auszuliefernden Person übergeben.

(2) Der ersuchte Staat gibt dem ersuchenden
Staat bekannt, welche der in Artikel 20 Ab-
satz 1 des Übereinkommens bezeichneten Ge-
genstände sichergestellt worden sind und ob die
auszuliefernde Person mit ihrer unmittelbaren
Rückgabe an den Geschädigten einverstanden
ist. Der ersuchende Staat teilt dem ersuchten
Staat so bald wie möglich mit, ob auf die Über-
gabe der Gegenstände unter der Bedingung ver-
zichtet wird, daß sie gegen Vorweis einer von
der zuständigen Justizbehörde des ersuchenden
Staates ausgestellten Bescheinigung der darin als
geschädigt bezeichneten Person oder deren Be-
auftragten ausgehändigt werden.

(3) Der ersuchende Staat kann von der in Ar-
tikel 20 Absatz 4 des Übereinkommens vorge-
sehenen Rückgabe an den ersuchten Staat ab-
sehen, wenn die herausgegebenen Gegenstände
durch eine im Hoheitsgebiet des ersuchenden
Staates begangene strafbare Handlung erlangt
worden sind und im ersuchten Staat keine Rechte
an ihnen geltend gemacht werden.

(4) Ein Zollpfandrecht oder eine sonstige ding-
liche Haftung nach den Vorschriften des Zoll-
oder Steuerrechts wird der ersuchte Staat bei
einer von einer Justizbehörde angeordneten Aus-
folgung von Gegenständen unter Verzicht auf
deren Rückgabe nicht geltend machen, es sei
denn, daß der durch die strafbare Handlung ge-
schädigte Eigentümer der Gegenstände die Ab-
gabe selbst schuldet.

Artikel XII

(zu Artikel 21 des Übereinkommens)

(1) Soll eine Person, die von einem dritten
Staat an einen der beiden Vertragsstaaten ausge-
liefert wird, auf dem Luftweg durch das Ho-
heitsgebiet des anderen Vertragsstaates ohne
Zwischenlandung in diesem Staat befördert wer-
den, so teilt der ersuchende Staat auch mit,

a) daß die Person nach den ihm bekannten
Tatsachen und den vorhandenen Unter-
lagen weder die Staatsangehörigkeit des
Vertragsstaates besitzt, dessen Hoheits-
gebiet überflogen werden soll, noch diese
für sich in Anspruch nimmt, und
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b) daß die strafbare Handlung, derentwegen
ausgeliefert wird, weder eine politische, rein
militärische oder fiskalische strafbare Hand-
lung im Sinne der Artikel 3, 4 und 5 des
Übereinkommens noch eine solche ist, die
ausschließlich in der Zuwiderhandlung ge-
gen Monopolvorschriften oder gegen Vor-
schriften über die Ausfuhr, Einfuhr und
Durchfuhr sowie die Bewirtschaftung von
Waren besteht.

(2) Für die Dauer der Durchlieferung hat der
ersuchte Staat die durchzuliefernde Person in
Haft zu halten.

(3) Während der Durchlieferung wird keiner
der beiden Vertragsstaaten gegen eine von einem
dritten Staat an den anderen Vertragsstaat aus-
zuliefernde Person wegen Handlungen, die vor
der Durchlieferung begangen wurden, ohne Zu-
stimmung dieses Vertragsstaates Strafverfolgungs-
maßnahmen oder die Vollstreckung eines Urteils
anordnen.

(4) Während der Durchlieferung auf dem Luft-
weg kann die Person von Organen eines oder
beider Vertragsstaaten begleitet werden. Bei einer
Zwischenlandung auf dem Hoheitsgebiet des er-
suchten Staates treffen ausschließlich dessen Be-
hörden die erforderlichen Maßnahmen.

(5) Die in Artikel 21 Absatz 4 des Überein-
kommens und in Absatz 1 dieses Artikels vor-
gesehenen Mitteilungen sollen nach Möglichkeit
spätestens fünf Tage vor der beabsichtigten
Durchlieferung bei dem ersuchten Staat eingehen.

Artikel XIII

(zu Artikel 23 des Übereinkommens)

Auslieferungsersuchen und sonstige Schrift-
stücke werden in der Sprache des ersuchenden
Staates abgefaßt. Übersetzungen werden nicht
gefordert.

Artikel XIV

(zu Artikel 31 des Übereinkommens)

Kündigt einer der beiden Vertragsstaaten das
Übereinkommen, so bleibt es zwischen ihnen
weiterhin, zunächst für zwei Jahre, in Kraft.
Diese Frist beginnt sechs Monate nach Eingang
der Notifikation der Kündigung beim General-
sekretär des Europarates. Sie gilt stillschweigend
als für jeweils ein Jahr erstreckt, es sei denn,
daß einer der beiden Vertragsstaaten dem ande-
ren sechs Monate vor dem Ablauf der Frist
schriftlich im diplomatischen Weg mitteilt, er
stimme einer weiteren Erstreckung nicht zu.
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Artikel XV

(1) Dieser Vertrag ist zu ratifizieren; die Ra-
tifikationsurkunden sollen so bald wie möglich
in Rom ausgetauscht werden.

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

(3) Dieser Vertrag kann jederzeit schriftlich im
diplomatischen Weg gekündigt werden; er tritt
sechs Monate nach der Kündigung außer Kraft.
Er tritt auch ohne Kündigung in dem Zeitpunkt
außer Kraft, in dem das Europäische Ausliefe-
rungsübereinkommen im Verhältnis zwischen
den beiden Vertragsstaaten unwirksam wird.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten diesen Vertrag unterschrieben und
mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Wien, am 20. Februar 1973,
in zwei Urschriften, jede in deutscher und
italienischer Sprache, wobei jeder Wortlaut
gleichermaßen verbindlich ist.

Für die Republik Österreich:

Rudolf Kirchschläger m. p.

Für die Italienische Republik:

Giuseppe Medici m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete
Ratifikationsurkunde wurde am 27. Oktober 1977 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem
Art. XV Abs. 2 am 27. November 1977 in Kraft.

Kreisky


